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Wahlordnung 
 

§ 74. (1) Die näheren Vorschriften über die Ausübung des Wahlrechtes sowie über die Vorbereitung und 
Durchführung von Wahlen und Besetzungen werden durch die Wahlordnung getroffen. Die Wahlordnung ist 
vom Wirtschaftsparlament der Bundeskammer zu beschließen. 

(2) Im Falle der Durchführung der Wahl auf elektronischem Weg hat die Wahlordnung die näheren 
Bestimmungen festzulegen. Dabei ist sicherzustellen, dass die Einhaltung der Bestimmungen des § 73 Abs. 1 
erster Satz sowie des Datenschutzgesetzes 2000 - DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, gewährleistet ist. Das zum 
Einsatz kommende System muss den Sicherheitsanforderungen sicherer elektronischer Signaturen gemäß dem 
Signaturgesetz entsprechen und gewährleisten, dass die Aufgaben der Hauptwahlkommission und der 
Wahlkommissionen auch bei der elektronischen Wahl erfüllt werden können. 

(3) Durch das bei einer elektronischen Wahl eingesetzte System ist insbesondere Folgendes sicherzustellen: 
 a) Die Wahrung des Wahlgeheimnisses durch Methoden die gewährleisten, dass die ausgefüllten 

Stimmzettel anonymisiert und nicht rückverfolgbar bei den Wahlkommissionen zur Auszählung 
gelangen. Es darf zu keinem Zeitpunkt durch die Wahlkommission oder durch Dritte eine 
Zusammenführung der Identität des Wählers mit seinem Wahlverhalten möglich sein; 

 b) die Verifikation der Identität des Stimmberechtigten im Rahmen des Wahlvorganges vor der 
Übermittlung des Stimmzettels, damit die Stimmabgabe durch Nichtberechtigte und die Abgabe 
mehrerer Stimmen durch eine Person ausgeschlossen ist. Es dürfen nur jene personenbezogenen Daten 
verwendet werden, die zur Durchführung der Wahl notwendig sind; 

 c) die Unverfälschtheit des ausgefüllten Stimmzettels durch den Einsatz sicherer elektronischer Signaturen 
und die Geheimhaltung der Wahldaten während der Übertragung zur Wahlkommission durch 
Verschlüsselung dieser Daten zur Sicherstellung des Wahlgeheimnisses; 

 d) die Berücksichtigung des Übereilungsschutzes für den Wähler wie bei der herkömmlichen Stimmabgabe 
und 

 e) die Erfüllung der gemäß § 92 Abs. 3 an Wahlzellen gestellten Anforderungen durch die aufgestellten 
technischen Komponenten zur Abgabe der Stimme und die Verpflichtung der Wahlberechtigten durch 
die Wahlordnung zum unbeobachteten und unbeeinflussten Ausfüllen der Wahlformulare. 

(4) Die Erfüllung der Sicherheitsanforderungen gemäß Abs. 2 und 3 muss von einer Bestätigungsstelle 
gemäß § 19 Signaturgesetz bescheinigt sein. 


